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Die von den Abgeordneten Rosemarie BAUER, 01'. ETTMAYER und 

Kollegen am 29. November 1988 an mich gerichtete Anfrag~ Nr. 

3008/J, betreffend Kurier-Artikel "Die blechaliche Flüchtlings­

politik-Flüchtlinge arbeiten nun mit neuer Taktik", beantworte 

ich wie folgt: 

Einleitend teile ich zu dem in der Anfrage zitierten, in der 

Niederösterreich-Ausgabe der Tageszeitung "KURIER" vom 6. 

November 1988 erschienenen Artikel mit, daß ich gegen den 

Verfasser des· dann. unter dem Ti tel "Die blechal iche Flücht­

lingspolitik" abgedruckten Kommentars mit Datu~ vom 6. Dezember 

1988 Privatanklage wegen Verdachtes des Vergehens gemäß § 111 

StGB erhoben habe. So wie dieser Kommentar unwahre Behauptungen 

enthält, gibt auch der Artikel wenig Richtiges und viele Halb~ 

wahrheiten wieder. 

Im einzelnen führe ich zu den Fragerl folgendes aus: 

"Sind Ihnen tatsächlich Fälle bekannt, daß polnische Flüchtlin­

ge nach Antragsteilung auf Asylgewährung in ihre Heimat zurück 
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kehrten, um dort den Ausgang des Verfahrens abzuwarten ?" 

Derartige Fälle sind mir nicht bekaJlnt. Anläßlich der Befragung 

des Asylwerbers zu seinem Antrag werden seine nationalen Reise­

dokumente auch hinsichtlich der GrenZkontrollstempel genau 

überprüft; bis dato konnte kein Fall festgestellt werden, in 

dem der Asylwerber vor seiner Befragung in seine Heimat zurück­

gekehrt wäre. 

"Was geschieht mit diesen Flüchtlingswerbern, wenn sie wieder 

nach ös t erl~e ich ){ommen ?" 

Ihr Antrag auf Feststellung der Flüchtlingseigenschaft würde 

mangels Glaubwürdigkeit der behaupteten "wohlbegründeten Furcht 

vor Vel~folgung" abgewiesen werden, da sie sich wieder unter den 

Schutz ihres Heimatstaates begeben hätten. 

"Ist Ihnen beJ{annt, wie es im erwähnten Artil{el heißt, daß es 

in 'Polen eine Organisation zur Koordinierung des Flüchtlings­

strome s' gib t ?, 

Eine derartige Organisation ist mir nicht bekannt. 

"Kommt es tatsächlich vor, daß Antragstellern empfohlen wird, 

bei in österreich lebenden Vel~wandten unterzukommen ?" 

Insbesondere in solchen Fällen, in denen der Asylwerber von 

seinen Verwandten nach österreich ejngeladen wurde, sind derar­

tige Empfehlungen ausgesprochen worden. Im Hinblick auf die 

Platzsituation in den Flüchtlingslagern sowie im Lichte des 
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geltenden Rechtes, erachte ich derartige Empfehlungen fU~ 

zweel{Jlläßig aber auch fÜI' rechtskonfonn. 

"In wievielen Fällen wurden derartige Empfehlungen ausgespr07" 
ehen ?, 

Derartige Empfehlungen wurden nur in Einzelfällen ausgespro­

chen; eine Statistik über ihre Anzahl besteht nicht. 

"Ist Ihnen bekannt, daß, wie im Artikel ebenfalls zum Ausdruck 

kommt, tatsächlich Asylwprber aus Ungarn vielfach nur Anträge 

stellen, um einen kurzfristigen Aufenthalt zu verbringen ?" 

Aufgrund der Tatsache, daß sich ungarische Staatsbürger ohnehin 

eine best immt e Ze i t" ohne Sich t vermerk rech tmäß·i g irri Bundesge­

biet aufhalten dürfen,erscheint mir dies unwahrscheihli~h. 
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